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Ausgezeichneter Konjunkturverlauf 
Das A m t  ß r  Volkswirtschaft veröffentlichte Konjunkturtest 
(G.M.) - Die konjunkturelle Situation in 
unserem Land bewegt sich weiterhin auf 
einem erfreulichen Niveau. Der vom 
Amt für Volkswirtschaft veröffentlichte 
Konjunkturtest zeigt am Stichtag 1. Juli 
1990 eine ausgezeichnete Konjunkturla­
ge, die sich nach den Prognosen - wenn 
auch in etwas abgeschwächter Form - im 
nächsten Quartal fortsetzen soll. 

Der  «robuste Konjunkturverlauf», for­
muliert das Amt für Volkswirtschaft die 
allgemeine Lage, in der Industrie und im 
produzierenden Gewerbe setzte sich wei­
ter fort. Sowohl rückblickend wie auch 
vorausschauend bezeichnen nach dieser 
Darstellung über 80 Prozent der Betrie­
be, gewichtet nach ihrer Beschäftigten­
zahl, ihre allgemeine wirtschaftliche Lage 
als gut. Allerdings hat sich offenbar die 
Steigerung der Anlagenauslastung etwas 
gemässigt, doch sollte sie sich ungefähr 
auf dem bisherigen Niveau weiterbewe­
gen. Eine gleichbleibende Lage erwarten 
die Betriebe mehrheitlich auch bei den 
Auftragseingängen, deren Steigerungsra­
te ebenfalls etwas zurückgegangen ist. 
Eine «weitreichende Stabilität» zeigt sich 
nach der Bewertung des Amtes für 
Volkswirtschaft bei der Ertragslage: «Die 
gewichteten Antworten für eine gleich­
bleibende Ertragsentwicklung bewegen 
sich auf 80 Prozent mit einer nur leichten 
Zuwachserwartung für das kommende 
Berichtsquartal.» 

Ein wichtiger Indikator für die ausge­
zeichnete Wirtschaftslage ist jeweils die 
Beschäftigungsentwicklung. Nach den 
Erhebungen des Amtes für Volkswirt­
schaft hält die Zunahme der Arbeitskräf­
te, auf etwas gedämpftem Niveau, an. 
Für das Folgequartal sehen gemäss eige­
nen Aussagen die Betriebe der Industrie 
und des produzierenden Gewerbes (ins­
gesamt zwei Drittel, gewichtet nach Be­
schäftigten) eine Fortsetzung der Perso­
nalerhöhung voraus. 

Die Lage im Baugewerbe wird als gut 
oder befriedigend bezeichnet, wobei für 
die Zukunft mit einer etwas weniger ho­
hen Anlagenauslastung gerechnet wird. 
Die Auftragseingänge für das Baugewer­
be sollen sich auf dem bisherigen Niveau 
einigermassen halten, ebenso wird eine 
gleichbleibende Ertragsentwicklung pro­
gnostiziert. 

In den Metallbetrieben der Industrie 
und des Gewerbes, in denen am meisten 

Österreich: Grüne 
gewannen dazu 

Wien (spk/dpa) Die Auszählung der im 
In- und Ausland abgegebenen Briefwäh­
lerstimmen zu den österreichischen Parla-

.mentswahlen am vergangenen Sonntag 
brachte eine Mandatsverschiebung zu La­
sten der Sozialisten und zu Gunsten der 
Grünen. 

Nach dem in der Nacht zum Freitag 
vom Innenministerium veröffentlichten 
amtlichen Endergebnis hat die Sozialisti­
sche Partei (SPÖ) nun im Gegensatz zum 
vorläufigen Endergebnis 80 (nicht 81) 
Mandate. Die Grünen entsenden zehn 
Abgeordnete (nicht neun). Wie im vor­
läufigen Ergebnis entfallen auf die kon­
servative Osterreichische Volkspartei 
(ÖVP) 60 und auf die Freiheitliche Partei 
(FPÖ) 33 Mandate. 
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Arbeitskräfte tätig sind, prognostizieren 
alle eine Fortsetzung der guten allgemei­
nen Entwicklung. Die Betriebe erwarten 
eine Fortsetzung der ausgeglichenen An­
lagenauslastung und eine gleichbleibende 
Tendenz bei den Auftragseingängen. 
Ebenso wird eine Fortsetzung der guten 
Ertragsentwicklung für die nahe Zukunft 
prognostiziert. 

Gegenüber dem vorherigen Konjunk­
turtest erwartet die Nichtmetallbrache 
eine leichte Abschwächung der allgemei­
nen Situation, obwohl sich bis zum Stich­
tag eine steigende Anlagenauslastung be­
merkbar machte. Die Prognosen für das 
nächste Quartal gehen von gleichbleiben­
den oder steigenden Auftragseingängen 
aus, während die Ertragslage bei mehr als 
der Hälfte der Betriebe sich aufwärts ent­
wickeln soll. 

Neue Finanzierungsbasis für TaK 
Erhöhte Beitragsleistungen durch den Staat und Gemeinde Schaan 
(G.M.) - Das Land erklärt sich bereit, 
dem Theater am Kirchpliatz (TaK) in 
Schaan künftig einen jährlichen Beitrag 
von 1 650 000 Fr. zuzusichern. Der Ver­
waltungsrat der Genossenschaft Theater 
am Kirchplatz hat ihrerseits der Regie­
rung die Zusicherung für eine Umstruk­
turierung mit Revision der Statuten abge­
geben. Damit soll, wie aus einem Regie-
rungsbericht hervorgeht, eine neue 
Grundlage für eine finanzielle und orga­
nisatorische Neuorientierung geschaffen 
werden. 

Die Neuregelung der Subventionen des 
Staates und der Standortgemeiride 
Schaan wurde für die Theatersaison 1986/ 
87 festgelegt. Inzwischen weist die Ge­
nossenschaft ein Defizit von rund 500 000 
Fr. auf. Die Entwicklung des Aufwands; 
folgen vermochten: «Es darf daraus das 
ernste Bemühen der Theaterleitung abge­

leitet werden, den finanziellen Aufwand 
im budgetierten Umfang zu halten und 
mit einer publikumswirksamen Pro­
grammgestaltung einen Erlös an Ein­
trittsgeldern und Abonnementstaxen ein­
zuspielen, der einen hohen Grad an Ei­
genfinanzierung der Aufwendungen er­
möglicht.» Demgegenüber erreichten die 
Einnahmen aus Spenden und von Gön­
nern nicht die Höhe der Planzahlen, so 
dass sich eine Sanierung der finanziellen 
Verhältnisse beim TaK aufdrängt. 

Die Regierung unterbreitet dem Land­
tag den Antrag, jährlich den erhöhten 
Beitrag von 1 650 000 Fr. an das TaK zu 
bewilligen. Sie weist bei ihrem Antrag 
darauf hin, dass das Theater im kulturel­
len Leben einen wichtigen Stellenwert 
einnehme und auch positiv auf die Re­
gion ausstrahle, so dass sich die Erhö­
hung des Staatsbeitrages rechtfertige. 

Bodenschutzkonvention auf liechtensteinische Initiative? 
Die europäischen Umweltminister trafen sich zur 6. Umweltkonferenz in Brüssel 

(G.M.) - Der Bodenschutz als zentrales Thema der Umweltpolitik stand im Mittelpunkt der 6. Umweltministerkonferenz, 
die am Donnerstag und Freitag in Brüssel durchgeführt wurde. Die Initiative für die Schaffung einer Europäischen 
Bodenschutzkonvention ging von der liechtensteinischen Delegation, Regierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille und 
Forstmeister Dr. Felix Näscher, aus. Die nächste Umweltministerkonferenz wird auf Einladung von Regierungschef-
Stellvertreter Wille voraussichtlich in zwei Jahren in Vaduz stattfinden. 

An der 5. Umweltministerkonferenz 
in Lissabon hatte Regierungsschef-
Stellvertreter Dr. Herbert Wille die 
Schaffung einer Europäischen Boden­
schutzkonvention angeregt. Auf diese 
Initiative hin wurde der Bodenschptz 
zum zentralen Punkt der Umweltk'on-
ferenz in Brüssel gewählt, der neben 
der Ausdehnung der Berner KofiVefi-
tion über den Schutz wilder Flora und 
Fauna auf die osteuropäischen und afri­
kanischen Länder als Tagesordnungs­
punkt im Mittelpunkt stand. In seiner 
Ansprache empfahl Regierungschef-' 

Stellvertreter Dr. Herbert Wille dem 
Ministerkomitee des Europarates, ein 
Expertenkomitee mit dem Auftrag ein­
zusetzen, bis zur nächsten Umweltmi­
nisterkonferenz in Vaduz eine Boden­
schutzkonvention auszuarbeiten. 

Der Bodenschutz, so erklärte Wille 
weiter vor der -Versammlung der 23 
Umweltminister der Europaratsstaa­
ten, ri/fe nach einem auf die Ökosy­
stembetrachtung gestützten umweltpo­
litischen Ansatz, der den Boden als 
mehrdimensionales System im Span­
nungsfeld von Bodennutzungsansprü­

chen und Bodenschutzerfordernissen 
verstehe. Ferner konnte er der Ver­
sammlung erläutern, dass unser Land 
in diesem Jahr ein neues Bodenschutz­
gesetz erhalten habe. Dieses Gesetz 
verfolge den Zweck, den Boden als 
natürliche Lebensgrundlage für Men­
schen und Tiere sowie Pflanzen zu 
schützen, ihre Lebensgemeinschaften 
und Lebensräume zu bewahren und die 
natürliche Beschaffenheit und Frucht­
barkeit des Bodens zu erhalten sowie 
den Boden vor der Zufuhr von Schad­
stoffen zu schützen. 

Der Landtag befasst sich mit dem Gemeindegesetz 
Wiederum ein reichbefrachtetes Tagesordnungsprogramm f ü r  den Landtag am 24.125. Oktober 

(G.M.) - Der Landtag hat in seiner Sit­
zung vom 24./25. Oktober wiederum ein 
reichbefrachtetes Tagesordnungspro­
gramm zu bewältigen. Die Traktandenli­
ste mit 20 verschiedenen Traktanden ist 
dieser Tage veröffentlicht worden. 
Schwerpunkt der zweitägigen Sitzung ist 
zweifellos die erste Beratung der Geset­
zesvorlagen zur Schaffung eines neuen 
Gemeindegesetzes und zur Errichtung 
von Bürgergenossenschaften. 

Die Tatsache, dass die Traktandenli-
sten des Landtags überladen sind von Ge­
setzesvorlagen und anderen Geschäften, 
findet in der nächsten Sitzung eine Fort­
setzung. Insgesamt vier Gesetzesvorlagen 
stehen vor der Detailberatung und der 
anschliessenden Verabschiedung, weitere 
vier Gesetzesvorlagen liegen dem Land­
tag erstmals zur Beratung vor. Ferner hat 
sich der Landtag mit der Neufinanzierung 
des Theaters am Kirchplatz (siehe geson­
derter Artikel), mit der Erhöhung des 
Dotationskapitals der Liechtensteini­
schen Landesbank sowie mit dem Stras-
senbauprogramm für das Jahr 1991 zu 
befassen. Vier parlamentarische Vorstös-
se stehen vor der Ueberweisung an die 
Regierung, darunter auch die FBP-Mo-
tion zur Erteilung einer Radiokonzes­
sion, drei Berichte der Regierung auf­
grund von parlamentarischen Vorstössen 
der FBP-Fraktion über die Bodenpreise, 
die Bodenpolitik und den Wohnungs­
markt stehen zur Diskussion. 

Gemeindegesetz 
und Bürgergenossenschaften 

Zu den Vorlagen, die erstmals dem 
Landtag zur Beratung vorliegen, gehören 
die Abänderung des Gesetzes über die 
Familienzulagen sowie über die Aende-
rung des Gesetzes über die Berufsaus­

übung der im Bauwesen tätigen Ingenieu­
re und Architekten, und - als Schwer­
punkt - die Neufassung des Gemeindege­
setzes und die Schaffung von Bürgerge­
nossenschaften. Regierungschef-Stellver­
treter Dr. Herbert Wille hat diese beiden 
Vorlagen nach jahrelanger Vorbereitung 
und entsprechenden Abklärungen im 
Rahmen von Vernehmlassungen vorge­
legt. Die Schaffung von Bürgergenossen­
schaften drängt sich auf, um eine klare 
Trennung gegenüber der heutigen Situa­
tion in den Gemeinden hinsichtlich der 
Bürgerrechte zu erreichen. 

Zweiter EWR-Ergänzungsbericht 
Gemäss Traktandenliste des Landtags 

'werden sich die Abgeordneten auch über 
die Frage «Liechtenstein und die europäi­
sche Integration» zu unterhalten haben. 
Die Regierung legt offenbar einen zwei­
ten ergänzenden Bericht über das Inte­
grationsgeschehen vor. Ein erster Bericht 
war dem Landtag 1989 vorgelegt worden, 

in dem eine fortlaufende Berichterstat­
tung über die Entwicklung der Integra­
tion vorsprachen wurde. Der erste ergän­
zende Bericht wurde in der Folge im 
Sommer 1990 vorgelegt, dem sich nun 
eine zweite Ergänzung anschliessen wird. 

Motion über Radiokonzession 
Von grossem öffentlichem Interesse 

dürfte bei der nächsten Landtagssitzung 
auch die FBP-Motion über die Erteilung 
einer befristeten Radiokonzession für 
einen liechtensteinischen Lokalradiosen­
der sein. Die FBP-Fraktion stellte sich 
auf den Standpunkt, dass möglichst rasch 
die Voraussetzungen geschaffen werden 
sollten, damit ein Radiösender verwirk­
licht werden kann, nachdem «Radio L» 
an der diesjährigen LIHGA auf grosse 
Resonanz gestossen war. Inzwischen sind 
auch Unterschriften bei der Regierung 
eingereicht worden, die ebenfalls eine 
baldmöglichste Verwirklichung von «Ra­
dio Liechtenstein» fordern. 

Seltsames Vorgehen 
der VU in Eschen 
(G.M.) - Die Zentrumsplanung der Ge­
meinde Eschen steht unter einem 
schlechten Stern. Nachdem viele Jahre 
wenig substantiell verwirklicht wurde, 
werden nun die Aktivitäten von Vorste­
her Beat Marxer zur Verwirklichung der 
Zentrumsplanung von der VU-Fraktion 
im Gemeinderat systematisch behindert 
und verhindert. Konfusion herrscht der­
zeit über die Abstimmung vom kommen­
den Wochenende über den Baurechtsver­
trag mit der Liechtensteinischen Landes­
bank. Die von Exponenten der VU her­
ausgegebene Broschüre zur Abstimmung 
geht in ihrem Inhalt am eigentlichen Ab­
stimmungsproblem vorbei, indem sie sich 
weitgehend nur mit der Zentrumsgestal­
tung befasst, die nicht direkt Gegenstand 
der Abstimmung ist. 

Das Referendumsbegehren richtete 
sich gegen den Beschluss des Gemeinde­
rates, eine Bauparzelle beim heutigen 
Dorfkindergarten im Baurecht der Lan­
desbank zur Errichtung eines neuen 
Bankgebäudes zur Verfügung zu stellen. 
Dieser Abstimmungsgegenstand wird in 
der Informationsbroschüre, die erstaun­
licherweise mit «Der Gemeinderat» un­
terzeichnet ist, nur in einem einzigen Satz 
erwähnt. 

Der Text des Referendumsbegehrens 
fehlt jedoch vollständig in dieser einseiti­
gen Information der Stimmberechtigten. 
Und überdies wird die Bevölkerung nicht 
informiert, wieviel Boden die Gemeinde 
der Landesbank überhaupt im Baurecht 
abgeben wird. 

Über den Standort der künftigen Lan­
desbank sind die Meinungen zwischen 
den beiden Gemeinderatsfraktionen ge­
teilt: Die VU befürwortet und betreibt 
mit allen Mitteln die Ueberbauung in der 
Nähe des Kindergartens, während sich 
die FBP-Fraktion im Sinne einer boden­
sparenden Variante für die Errichtung 
eines Bankgebäudes auf bereits überbau­
ten Liegenschaften ausspricht. Mit ihrem 
Antrag, auf die Ueberbauung eines noch 
freien Platzes inmitten des Zentrums von 
Eschen zu verzichten, konnte sich die 
FBP-Fraktion nicht gegen die Mehrheit 
der VU-Fraktion durchsetzen. Auch die 
Variante, der Landesbank einen Platz zu­
zuweisen, der bereits überbaut ist oder 
sich in Ueberbauung befindet, liess die 
Stimmenmehrheit der VU-Fraktion nicht 
gelten. Zu  dieser Haltung gesellt sich nun 
noch das seltsame Vorgehen, das Vorste­
her Beat Marxer bereits in einem Schrei­
ben (siehe VOLKSBLATT vom Freitag) 
beschrieben hat. Zur Klärung der Fragen 
verhilft dieses Vorgehen nicht, sondern 
trägt vor allem zur Verwirrung der 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger bei. 

Im nächsten Landtag dürfte die FBP-Motion über die Erteilung einer befristeten 
Konzession f ü r  ein Lokalradio von grossem öffentlichem Interesse sein. Im Bild 
Regierungsrat Wilfried Büchel beim Interview mit «Radio L»-Mitarbeiter Norbert 
Jansen. 

Stationierungsvertrag 
unterzeichnet 

Bonn Oktober (spk/dpa) Aussenmini-
ster Hans-Dietrich Genscher und der so­
wjetische Botschafter Wladislaw Terech-
ow haben am Freitag in Bonn den Ver­
trag über die befristete Stationierung so­
wjetischer Truppen unterzeichnet Darin 
wird der Abzug der sowjetischen Streit­
kräfte aus dem östlichen Teil Deutsch­
lands bis Ende 1994 geregelt. 
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